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Betreff

8-streifiger Ausbau der A 59 zwischen Autobahndreieck Sankt Augustin und Autobahndreieck Bonn-Beuel
Beschlussvorschlag/Fragestellung:

Der Landesbetrieb Straßenbau plant den Ausbau der A 59 zwischen Sankt Augustin und Bonn-Beuel. An die direkten Anlieger und die Stadtverwaltung sind Einladungen zu Beteiligungsterminen im Rahmen der Vorentwurfserstellung verschickt worden.

Dazu haben wir folgende Fragen:

1. Wie ist der 8-streifige Ausbau geplant?

2. Liegen die dazu benötigten Flächen ausschließlich auf Meindorfer Seite?

3. Sind von der Erweiterung die Hausgrundstücke in der Bahnhofstraße und in der Straße Im Winkel betroffen?

4. Wenn ja, müssen die Eigentümer mit einem Abriss der Häuser rechnen?

5. Kann es gegebenenfalls zu Enteignungen kommen?

6. Welchen Rechtsschutz haben die betroffenen Eigentümer gegen die Erweiterung?

7. Wie sind die weiteren Verfahrensschritte, wann wird das Planfeststellungsverfahren eingeleitet?

8. Welche Position wird die Verwaltung bei der Trägerbeteiligung durch den Landesbetrieb vortragen?

Aus den eingegangenen Anschreiben zu den Beteiligungsterminen ist zu entnehmen, dass der Landesbetrieb Straßenbau den 8-streifigen Ausbau der A 59 in der Ortslage Meindorf plant.

Die dazu vorliegenden Pläne lassen erkennen, dass damit der Abriss mehrerer Häuser in der Bahnhofstraße und der Straße Im Winkel verbunden ist. Wir möchten die Position der Verwaltung zu den vorliegenden Plänen wissen, insbesondere, welche Forderungen und Einlassungen die Verwaltung bei der Trägerbeteiligung am 22. März gegenüber dem Landesbetrieb vorträgt.

Gleichzeitig erwarten wir von der Verwaltung eine Information, wie und wo sich die betroffenen Hauseigentümer gegen einen Abriss ihrer Häuser wehren können.

Wir bitten, die Fragen schriftlich zu beantworten.
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